
Nachschlagewerk: jaAmtliche Sammlung: nein

3EG § 189

Der Berechtigte muß, wenn das der Fristwahrung entgegen­
stehende Hindernis behoben ist, alsbald den Antrag auf Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand stellen. Je nach den Ver­
hältnissen kann ihm hierfür auch eine zwei Wochen übersteigende 
angemessene Frist zugebilligt werden. Die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand kann nicht mehr erteilt werden, wenn 
der durch den rechtskundigen Beistand des Verfolgten in 
Kenntnis des Fristablaufs verspätet und ohne Gesuch um Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand eingereichte Antrag wegen Ver­
säumung der Frist zurttckgewiesen worden ist.

BGH, Urt. Vo 18. Dezember 1959 - IV ZR 189/59 KammergerichtBerlin



IV ZR 189/59
Verkündet 

am 18; Dezember 1959 
Schoriü; Justizangestellter 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
ln dem Entschädigungsrechtsstreit

der Frau Helene geb,
Straße 13?

in

- Prozeßbevollmächtigter
Klägerin und Revisions kl ägerin f

gegen

das Land B e r l i n ,  vertreten durch den Senator für 
Inneres in Berlin-ViImersdorf, Pehrbelliner Platz.*. 1,

Beklagten und Revisionsbeklagten
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

in

hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 16. Dezember 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Ascher und der Bundesrichter Raske, 
johannsen, BrcV.Temer und Wüstenberg

für Recht erkannt j

Die Revision gegen das Urteil des 17« Zivilsenats 
des Kammergerichts in Berlin vom 8. Juni 1959 wird 
auf Kosten der Klägerin zuriickgewiesen*. 
Gerichtsgebühren und Auslagen werden nicht erhoben=

Von Rechts wegen



Tatbestands

Die Klägerin macht Entschädigungsansprüche ihrer ver­
storbenen Mutter geltend, die auf sie als deren Erbin 
übergegangen sind. Sie hat bereits im Jahre 1952 Entschä­
digungsansprüche wegen der von ihr selbst erlittenen Schä­
den und später Ansprüche als Erbin ihres verstorbenen Ehe­
manns angemeldet. Danach hat sie am 9. Juni 1958 durch 
ihren Rechtsbeistand auch die auf sie als Erbin ihrer 
Mutter übergegangenen Ansprüche angemeldet.

Durch Bescheid vom 26. Juni 1958 hat das Entschädi­
gungsamt diesen Antrag zurückgewiesen, weil er nach Ablauf 
der Antragsfrist eingereicht worden sei. Mit Schreiben 
ihres Rechtsbeistandes vom 17 - Juli 1958 hat die Klägerin 
daraufhin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt 
und hierzu unter Beifügung eines ärztlichen Attestes vor­
getragen , sie leide seit einem Schlaganfall im Jahre 1956 
an verminderter Geisteselastizität; völliger Vergeßlich­
keit und Energielosigkeit. Durch Bescheid vom 28. Juli 
1958 hat das Entschädigungsamt Berlin den Antrag mit der 
Begründung abgelehnts daß der Klägerin Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nicht gewährt werden könne; weil sie 
nicht dargetan habe, daß sie ohne Verschulden an der Ein­
haltung der Antragsfrist gehindert worden sei.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Klage. Die 
Klägerin hat behauptet, sie habe am 21, März 1958 das 
Büro ihres Rechtsbeistandes aufgesucht wegen ihrer eige­
nen Entschädigungsansprüche. Dabei habe sie mit dem Sach­
bearbeiter auch darüber gesprochen, ob ihr als Erbin ihrer 
Mutter Ansprüche zustünden. Obwohl sie auf den Ablauf
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der Anmeldefrist hingewiesen worden sei, habe sie sich 
noch nicht ent schließen können, ihren Hechtsbeistand zu 
beauftragen, die auf sie als Erbin ihrer Mutter -übergc- 
gangenen Ansprüche anzumelden- Sie habe die Vollmachts- 
und Anmeldeformulare mit in ihre Wohnung genommen. Hann 
sei 3ie infolge ihres schlechten Gesundheitszustandes 
nicht in der Hage gewesen, die Angelegenheit weiter zu 
verfolgen; obwohl ihr Hechtsbeistand sie schriftlich er­
innert habe. Erst Anfang Mai habe sie diesen wieder auf­
gesucht und ihn beauftragt, die Ansprüche anzumeldens

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru­
fungsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewie­
sen und die Revision zugelassen. Die Klägerin hat Revi­
sion eingelegt. Sie verfolgt ihren Anspruch nach Maßgabe 
der im ersten und zweiten Hechtszug gestellten Anträge 
weiter.

Der Beklagte bittet, die Revision zuriiekzuwe^sen.

Entscheidungsgründei

Da die Klägerin sich trotz ordnungsmäßiger Ladung in 
dem zur. mündlichen Verhandlung anberaumten Termin nicht 
hat vertreten lassen, hat der Senat gemäß § 209 Abs. 3 HEG 
auf .die einseitige mündliche Verhandlung des Beklagten 
entschieden.

. Die Revision ist .unbegründet. . • . .
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Die Klägerin hat die auf sie als Erbin ihrer Mutter 
übergegangenen Ansprüche verspätet angemeldet Diese An­
sprüche sind nicht, m e  sie annimmt, schon vor Ablauf der 
Frist zusammen mit den ihr wegen ihrer eigenen Verfolgung 
und als Erbin ihres Ehemanns zustehenden Ansprüchen ange­
meldet worden. Das Gesetz schreibt zwar keine bestimmte 
Form für den Antrag vor, durch den Ansprüche geltend ge­
macht v/erden, § 190 BEG regelt nur. welche Angaben der 
Ancrag enthalten soll. Die Frist ist aber auch gewahrt, 
wenn ein Antrag dieser Vorschrift nicht entspricht. Es 
steht dann zunächst nur fest, daß Ansprüche angemeldet 
sind, nicht aber, um welche es sich handelt. Die Entschä­
digungsbehörde muß dann rückfragen, um die erforderlichen 
Einzelheiten zu erfahren, aus denen sich insbesondere auch 
ergibt, was für Ansprüche angemeldet worden sind. Aus den 
Angaben, die die Klägerin in dem Verfahren gemacht hat. 
das ihre eigenen und die von ihrem Ehemann geerbten Ansprü­
che betraf, ergab sich zweifelsfrei, daß sie seinerzeit 
nur diese und keine .weiteren Ansprüche anmelden wollte 
und angemeldet hat.

Da'dio Klägerin somit die auf sie als Erbin ihrer 
Mutter übergegangenen Ansprüche erst nach Ablauf der An­
meldefrist angemeldet hat, kann die Revision nur Erfolg 
haben, wenn ihr die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gegen die Versäumung der Anmeldefrist nach § 189 Abs, 3 
BEG su erteilen ist. Das ist jedoch nicht möglich.

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis zutreffend an­
genommen. •daß der Klägerin die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand nicht erteilt werden kann. Das Bundesent- 
sehädigungsgesets bestimmt in § 189 Aba, 3 nur. daß auf
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Antrag die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren 
ist; wenn der Antragsteller ohne sein Verschulden verhindert 
gewesen ist; die Antragsfrist einzuhalten» Darüber, welche 
Perm der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
haben muß und in welcher Prist er zu stellen ist; enthält 
das Gesetz keine Bestimmungen., Das Berufungsgericht hat 
zutreffend dargelegt, daß die-entsprechenden Bestimmungen 
der Zivilprozeßordnung nicht angewandt werden können. Da 
das Gesetz eine Lücke enthält, muß die Rechtsprechung aus 
den für das Entschädigungsverfahren geltenden allgemeinen 
Grundsätzen die Regeln herleiten, die für die Erteilung der 
Y/iedereinsetzung in den vorigen Stand bei der Versäumung 
der Antragsfrist gelten. Hierbei ist davon auszugehen, daß 
die Berechtigten ihre Ansprüche vor der Entschädigungsbe­
hörde grundsätzlich selbst verfolgen können, daß es sich 
bei ihnen in der Regel um rechtsunkundige Personell,handelt, 
die sich oft in schwierigen Verhältnissen befinden und ihr 
Recht nur schwer wahrinohmön können. Es dürfen daher keine 
zu strengen Anforderungen gestellt werden, um die Wohltat 
der Wiedereinsetzung nicht in vielen Fällen praktisch ge­
genstandslos zu machen. Andererseits ist aber zu berück­
sichtigen, daß im Interesse der Verfolgten selbst und auch 
im Interesse des Entschädigungspflichtigen die Entschädigung 
als solche zu einem möglichst schnellen Abschluß gebracht 
werden muß Deswegen hat der Gesetzgeber.einen Endtermin 
für die Anmeldung der Ansprüche gesetzt.. Mit. dem Zweck 
dieses Endtermins wäre es unvereinbar, wenn, ein Berechtig­
ter, der ohne sein Verschulden verhindert worden ist, die 
Prist einzuhalten, nachdem das Hindernis fortgefallen ist, 
beliebig lange warten' könnte, bis er die Anmeldung nach- 
holt und- die Wiedereinsetzung beantragtAus den -für das



Entschädigungsverfahren geltenden allgemeinen Grundsätzen 
folgt vielmehr, daß der Berechtigte, nachdem das Hinder­
nis behoben ist, jedenfalls dann, wenn ihm bekannt ist, 
daß die Prist versäumt ist. seine Anmeldung alsbald nach- 
hoJGi und um die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand naciisrchen 
muß- Es läßt 3ich kein bestimmter Zeitraum festlegen, 
innerhalb dessen diese Handlungen nachgeholt werden müssen» 
Vielmehr kommt es auf die Umstände des Einzelfalles an. 
Entsprechend § 234 ZPO ist dem Berechtigten auf jeden Pall 
eine Prist von zwei Wochen zuzubilligen. Sie kann in den 
Pallen.; in denen der Berechtigte keinen rechtskundigen 
Beistand hat und im außereuropäischen Ausland lebt, unter 
Umständen auch einen längeren Zeitraum betragen-

Palls der Berechtigte eine andere Person beauftragt 
hat, seine Rechte wahrzunehmen, muß er sich auch wenn das 
Bundesentschädigungsgesetz dies nicht seihst vorschreibt, 
nach einem allgemeinen Rechtsgrundsatz das Verschulden 
seines Vertreters anrechnen lassen- Grundsätzlich ist er 
selbst dafür verantwortlich, daß er die Prist wahrt. Im 
Hinblick auf die Interessen der Allgemeinheit.kann ihm 
nicht gestattet werden, sich seiner.Verantwortung dadurch 
zu entziehen, daß er einen Dritten beauftragt, seine Rechte 
wahrzunehmen- Dieser allgemeine Rechtsgrundsatz ist in 
verschiedenen Verfahrensordnungen ausdrücklich ausgesprochen, 
so z.Bc in § 2J2 ZPO, § 33 des Südd.Yerw.-&er.GeB (vgl.
Syermann-PrÖhler, Verwaltungsgerichtsgesetz 2. Aufl« § 33 
Anm. 2 a aa &bs,c 5) und § 36 der VQ 165 für die brit. Zone 
(vgl. Klinger, Die VO über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der brit. Zone § 36 Anm- 1). Mit Ausnahme des Strafver-
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fahrens, für das besondere Verhältnisse gelten, gilt er 
auch für andere behördliche Verfahren, auch wenn ob für 
diese nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist.

In dem hier au entscheiden Fall kann die Wiederein­
setzung in den vorigen Stand schon deswegen nicht erteilt 
werden, weil die Klägerin hierum infolge eines Verschuldens 
?Lhres Rechtsbeistandes verspätet nachgesucht hat-. Der Rechts­
beistand der Klägerin hat die Entschädigung für die Klägerin 
beantrage, ohne um die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
nachzusuchen.; obwohl ihm bekannt war, daß die Frist versäumt 
war.. Er mußte damit rechnen, daß dieser Antrag, alsbald wegen 
Verspätung zurückgewiesen werden würde. Der Rechtsbeistand 
hat grob schuldhaft gehandelt, weil er nicht gleich, als er 
die Entschädigung beantragte, auch um die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nachsuchte, mindestens aber diesen An­
trag nicht sofort nachbrachte. Nachdem die Entschädigungsbe­
hörde den am 9- Juni 195S eingegangenen Antrag durch den am 
1. oder 2. Juli zugescellten Bescheid wegen Verspätung zuriick- 
geiviesen hatte, konnte die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand nicht mehr zeitgerecht beantragt, werden- .Dieser erst 
am 18. Juli 1958 gestellte Antrag ist mit Recht durch den 
Bescheid vom -28..Juli 1958 abgelehnt worden. Die dagegen er­
hobene Klage mußte abgewiesen werden. j

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO, § 225 Abs, 1 BE£ 
Ascher Raske Johannsen. v. Werner Wüstenberg
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